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Frauen an
die Macht

Das Familienministerium will
die Gleichstellungsvorschrif-

ten für den Öffentlichen Dienst im
Bund verschärfen. Ein Gesetz „zur
Durchsetzung der Gleichstellung
von Frauen und Männern“, das
am kommenden Mittwoch im Ka-
binett auf der Tagesordnung steht,
soll den Missstand beheben, dass
„Frauen bei gleichwertiger Quali-
fikation in der Bundesverwaltung
stark unterrepräsentiert“ sind, vor
allem im höheren Dienst und in
Leitungsfunktionen. 1998 lag der
Frauenanteil im höheren Dienst
der obersten Bundesbehörden bei
21 Prozent; auf Abteilungsleiter-
ebene stellten Frauen sogar nur 
2,1 Prozent des Personals. Strikte-
re Vorschriften für Stellenaus-
schreibungen, Bewerbungsgesprä-
che und Personalauswahl sowie
verbindliche Gleichstellungspläne
sollen das ändern. Außerdem will das Familienministerium die
Bundesverwaltung verpflichten, Beschäftigten mit Familien-
pflichten Arbeitsbedingungen anzubieten, „die die Vereinbar-
keit von Familie und Erwerbstätigkeit erleichtern“. Telearbeit,
Teilzeit und Sabbatjahre sollen auch für Führungskräfte mög-
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Stasi-Unterlagen in de
lich sein. Teilzeitbeschäftigung, heißt es im Gesetzentwurf,
„darf das berufliche Fortkommen nicht beeinträchtigen“. Die
neuen Vorschriften sollen nicht nur für die unmittelbare Bun-
desverwaltung gelten, sondern auch für Stiftungen und außer-
universitäre Forschungseinrichtungen des Bundes.
r Gauck-Behörde 
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Schily mauert
Zwischen der Gauck-Behörde und

Bundesinnenminister Otto Schily
(SPD) bahnt sich ein handfester Krach
um die Herausgabe der Stasi-Akten 
von Politikern und anderen Prominen-
ten an. Schily will die neue Bundes-
beauftragte für die Stasi-Unterlagen,
Marianne Birthler, daran hindern, wei-
terhin Material über „Personen der
Zeitgeschichte“ an Historiker und Jour-
nalisten herauszugeben. Neun Jahre
lang, seit Inkrafttreten des Stasi-Unter-
lagen-Gesetzes, war diese Praxis völlig
unumstritten.
Nachdem vergangene Woche der vor-
erst letzte Versuch gescheitert war, den
Streit gütlich beizulegen, bereitet sich
Schilys Ministerium nun darauf vor,
Birthler notfalls per Beschluss des Bun-
deskabinetts eine Weisung zu erteilen.
„Dann wäre unsere Behörde tot“, heißt
es aus Birthlers Umfeld zu diesem Vor-
haben. Mehr als zwei Drittel der An-
träge, die derzeit bei der Gauck-Behör-
de eingehen, betreffen die Akten von
Personen der Zeitgeschichte, meist aus
dem Westen, die unter Beobachtung
der Stasi standen. 
l 5 0 / 2 0 0 0
Entzündet hatte sich die Auseinander-
setzung am Fall von Altbundeskanzler
Helmut Kohl (CDU), dessen Akten 
aus Sicht von SPD und Grünen mögli-
cherweise zur Aufklärung der CDU-
Spendenaffäre beitragen könnten. Kohl
beantragte vergangene Woche beim
Berliner Verwaltungsgericht eine einst-
weilige Anordnung gegen die Gauck-
Behörde, damit diese die „rechtsstaats-
widrig erlangten Informationen“ der
Stasi über ihn nicht „Dritten zugäng-
lich“ machen dürfe.
Der Gesetzesinterpretation des Bun-
desinnenministers zufolge sollen Me-
dien und Forscher künftig praktisch kei-
ne Informationen über Stasi-Opfer
mehr erhalten dürfen – auch wenn es
sich dabei um Politiker oder Amtsträger
handelt. Dagegen argumentiert Gauck-
Behördenchefin Birthler, der Gesetzge-
ber habe Personen der Zeitgeschichte
im Interesse der Aufarbeitung der Stasi-
Tätigkeit bewusst schlechter gestellt 
als andere Bürger – solange ihre Privat-
sphäre dabei geschützt bleibe.
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